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Die Stadtverordnetenversammlung
- Revisionsausschuss -

Tagesordnung Punkt 4 der öffentlichen Sitzung am 6. Juni 2018

Vorlagen-Nr. 18-F-05-0026

Aufklärung statt Vorverurteilung
-Antrag der FDP-Fraktion vom 29.05.2018 -

Wie der Berichterstattung zu entnehmen war, soll Herr Oberbürgermeister Sven Gerich 
Zuwendungen erhalten haben, die in der öffentlichen Diskussion teilweise zu 
„Korruptionsvorwürfen“ hochstilisiert wurden.

Der Ausschuss wolle beschließen:

Der Oberbürgermeister und die Korruptionsbeauftragte der Landeshauptstadt Wiesbaden werden 
gebeten, über die im Raum stehenden Vorwürfe zu berichten und dabei insbesondere darzulegen, 
ob die vom Herrn Oberbürgermeister veröffentlichte Liste vollständig und abschließend ist.

Änderungsantrag der SPD vom 06.06.2018:

Der Oberbürgermeister und die Korruptionsbeauftragte“ wird geändert in:

Der Magistrat und die Antikorruptionsbeauftragte……..

Beschluss Nr. 0055

Der Antrag der FDP vom 29.05.2018 betr.

Aufklärung statt Vorverurteilung

wird bei Übernahme des Änderungsantrages der SPD-Fraktion in folgender Form angenommen:

Der Magistrat und die Antikorruptionsbeauftragte der Landeshauptstadt Wiesbaden werden 
gebeten, über die im Raum stehenden Vorwürfe zu berichten und dabei insbesondere darzulegen, 
ob die vom Herrn Oberbürgermeister veröffentlichte Liste vollständig und abschließend ist.

 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .06.2018
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Lambrou
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .06.2018

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .06.2018
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1. Dezernat I
2. Frau AKB (Dezernat I/11)

mit der Bitte um weitere Veranlassung 
3. Abdruck:

Dezernat I/14 Gerich
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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